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Antrag 

der Abgeordneten Volker Bauer, Dr. Florian Herrmann, Josef Zell-
meier, Manfred Ländner, Norbert Dünkel, Alexander Flierl, Max 
Gibis, Otto Lederer, Ludwig Freiherr von Lerchenfeld, Andreas 
Lorenz, Dr. Hans Reichhart, Sylvia Stierstorfer, Peter Tomaschko 
CSU 

UAVs für die Bayerische Polizei 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu berichten, ob 
und inwieweit unbemannte Luftfahrzeuge, sog. Drohnen, für den Ein-
satz bei der Bayerischen Polizei eine sinnvolle Ergänzung der polizei-
lichen Sachausstattung darstellen. 

 

 

Begründung: 

Unbemannte Luftfahrzeuge (UAV= Unmanned Aerial Vehicle) stellen 
eine interessante und in die Zukunft gerichtete Technologie dar. Bei-
spielsweise im Bereich der Dokumentation oder der Überwachung 
aus der Luft kann diese Technik für ausgewählte Dienststellen eine 
sinnvolle Ergänzung zu den bisherigen polizeilichen Möglichkeiten 
darstellen. Oftmals ist die Bayerische Polizei auf eine bessere Über-
sicht im wahrsten Sinne des Wortes angewiesen. Die Anschaffung 
derartiger UAVs sollte dahingehend geprüft werden. 

Die Staatsregierung soll aufgefordert werden, dem Landtag schriftlich 
zu berichten, ob und inwieweit derartige Systeme im Polizeieinsatz 
sinnvoll sind. In ihrem Bericht soll sie insbesondere auch darauf ein-
gehen, welche polizeilichen Dienststellen eine derartige Ausstattung 
erhalten sollten. In diesem Zusammenhang ist auch die Frage zu be-
antworten, ob eine derartige Ausstattung in bestimmten Fällen auch 
die Anforderung eines kostenintensiven Polizeihubschraubers entfal-
len ließe, wie am 10. Oktober 2015 in Thalmässing (Mittelfranken) 
geschehen, wo ein Hubschrauber zur Dokumentation von zur Anzeige 
gebrachten Straftatbeständen im Gelände angefordert werden muss-
te. 

 


